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Alles oder nichts

Die beschuldigte Person kann der Staatsanwaltschaft
die Durchführung des abgekürzten Verfahrens beantragen,
wenn sie den rechtsrelevanten Sachverhalt eingesteht
und «die Zivilanspmche im Grundsatz anerkennt».
Was heisst das in der Praxis?

Das abgekürzte Verfahren
stammt aus den USA.

Es soll die Gerichte entlasten.
Amerikanische Gerichte

erledigen die überwiegende
Zahl aller Straffälle in abge-
kürzten Verfahren. Sonst droht

ein aufwendiges und kom-

pliziertes Beweisverfahren.

In der Schweiz kennt der
Kanton Tessin bereits seit
25 Jahren ein abgekürz-

tes Verfahren. Aber erst die

Schweizerische Strafprozess-

Ordnung (StPO) führte das
abgekürzte Verfahren 2011
auf nationaler Ebene ein.

Allerdings blieb die Einführung

des abgekürzten Verfahrens
in der StPO von 201 1 nicht
unbestritten, da es rechts-

staatliche Überzeugungen

tangiert. Es soll deshalb nur

dann zur Anwendung kommen,

wenn die beschuldigte Person

die Tatvorwürfe wenigstens
grundsätzlich anerkennt.

Das Geständnis der beschul-

digten Person setzt in aller

Regel Verhandlungen mit der
Staatsanwaltschaft voraus. Ge-

ständnis gegen Beschränkung
der Anklage heisst das Rezept.
Die StPO regelt nicht, wie
die Verhandlungen zwischen
beschuldigter Person und
Staatsanwaltschaft verlau-

fen sollen. Sie sind nicht

einmal zu protokollieren,

sondern nur aktenkundig zu

machen. Man einigt sich,

oder man einigt sich nicht.

Eher unklar ist die Voraus-

setzung für die Durchführung
des abgekürzten Verfahrens,

wonach die beschuldigte
Person die Zivilansprüche dem
Grundsatz nach anerkennen

muss (Artikel 358 StPO). Erst
nachdem die Staatsanwalt-

schaft «endgültig» über die

Durchführung des abgekürzten
Verfahrens entschieden hat,

muss nämlich die Privatklä-

gerschaft ihre Zivilansprüche
anmelden (Artikel 359 StPO).

Das heisst, die Durchführung
des abgekürzten Verfah-

rens setzt nicht etwa einen

schriftlichen Vergleich mit der
Privatklägerschaft oder eine
ziffernmässige Schuldanerken-

nung durch dis beschuldigte
Person voraus. Ein Lippen-

bekenntnis der beschuldigten
Person genügt. Die Privatklä-

gerschaft kann keine rechts-

verbindliche Anerkennung ihrer

Zivilansprüche erzwingen. Sie

hat aber das letzte Wort, weil
sie die Anklage der Staats-

anwaltschaft ohne Begründung
ablehnen darf (Artikel 360

StPO). Daraufhin muss die
Staatsanwaltschaft das ordent-

liche Untersuchungsverfahren

zu Ende führen. Es kommt zu

einer gerichtlichen Beurtei-

lung der Anklagevorwürfe.

Die Privatklägerschaft kann

somit die Durchführung des
abgekürzten Verfahrens zu

Fall bringen. Und zwar nicht
nur dann, wenn ihr die grund-

sätzliche Anerkennung ihrer

Zivilansprüche nicht genügt,
sondern auch dann, wenn

sie mit der ausgehandelten
Strafe nicht einverstanden ist.

Kurz: Die Privatklägerschaft
entscheidet im abgekürzten
Verfahren über alles oder
nichts. •
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